
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
LeistungsUpdate-Garantie  
Führt der Versicherer neue oder geänderte Bedingungen oder Leistungen zu dem mit dieser Police 
abgeschlossenen Versicherungsprodukt ein, die von den in dieser Police zugrundeliegenden 
Bedingungen oder Leistungen zum Vorteil des Versicherungsnehmers abweichen, so gelten die 
neuen Bedingungen und Leistungen auch für die zum jeweiligen Schadentag gemäß dieser Police 
versicherten Risiken bzw. Gefahren. Diese Regelung gilt nicht für individuelle Vereinbarungen (z. B. 
individuell vereinbarte Selbstbeteiligung), die stets Vorrang haben. 
Sowohl der Versicherungsnehmer als auch der Versicherer können die LeistungsUpdate-Garantie 
gesondert mit einer Frist von 3 Monaten zum vereinbarten Vertragsablauf bzw. zum Ablauf einer sich 
daran anschließenden Verlängerungsperiode kündigen. Für die Wahrung der Frist ist der Zugang 
der Kündigungserklärung bei dem jeweils anderen Vertragspartner maßgeblich. Die Kündigung 
durch den Versicherer muss in Schriftform, durch den Versicherungsnehmer zumindest in Textform 
erfolgen.  
Der Bestand der Police bzw. der Versicherungsverträge im Übrigen wird durch die Kündigung der 
LeistungsUpdate-Garantie nicht berührt. 
 
 

Abweichungen zu den Verbandsbedingungen  
Weichen die dem Vertrag zugrundeliegenden Versicherungsbedingungen am Schadenstag oder bei 
Vertragsabschluss von den vom GDV empfohlenen, zum Nachteil des Versicherungsnehmers ab, 
wird der Versicherer auf Wunsch des Versicherungsnehmers nach diesen Bedingungen regulieren. 
  

Klausel Mehrwertschutz 
(Die Klausel gilt nur für Verträge, zu denen Mehrwertschutz besonders vereinbart ist.) 
Der Versicherer dieses Vertrags gewährt dem Versicherungsnehmer Differenzdeckung zu 
anderweitigen gleichartigen Versicherungsverträgen (nachfolgend Fremdversicherung) zu 
nachfolgenden Bestimmungen: 
Der Versicherer dieses Vertrags erbringt Versicherungsleistungen nach diesen Bedingungen, soweit 
eine Versicherungsleistung aus der Fremdversicherung ausgeschöpft, abgelehnt oder gekürzt wird 
(Differenzdeckung). Die erbrachten Leistungen des Fremdversicherers werden bei der Berechnung 
der Versicherungsleistung angerechnet. Der Versicherungsschutz aus der Fremdversicherung geht 
bis zu deren Ablauf dem Versicherungsschutz dieses Vertrags vor (subsidiäre Deckung). 
Ein Beitrag wird nur anteilig berechnet. 
Wenn für einen Versicherungsfall aus der Fremdversicherung dem Grunde nach 
Versicherungsschutz besteht, kann der Versicherungsnehmer einen Anspruch aus dieser 
Differenzdeckung gegenüber dem Versicherer dieses Vertrags frühestens nach Einreichung der 
schriftlichen Bestätigung über den Deckungsumfang des Fremdversicherers geltend machen. 
Verletzt der Versicherungsnehmer gegenüber dem Fremdversicherer eine Obliegenheit oder war er 
mit der Zahlung des Beitrags in Verzug und entfällt dadurch die Leistung aus der Fremdversicherung 
oder wird diese anteilig gekürzt, besteht insoweit kein Versicherungsschutz über die 
Differenzdeckung.  
Sind Selbstbeteiligungen im Rahmen der Fremdversicherung vereinbart, sind diese über die 
Differenzdeckung nicht erstattungsfähig.  
Für Versicherungsfälle, die bereits vor der Beantragung des vorliegenden Vertrags eingetreten sind, 
besteht kein Versicherungsschutz. 
Ein Versicherungsfall ist zuerst dem Fremdversicherer zu melden. Nach Ablehnung der 
Deckung, Kürzung der Versicherungsleistung oder nach Ausschöpfung der Versicherungssumme ist 
dem Versicherer dieses Vertrags der Versicherungsfall unverzüglich spätestens innerhalb eines 
Monats, unter Vorlage der entsprechenden Nachweise anzuzeigen. Sofern bei der 
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Fremdversicherung eine Deckung dem Grunde nach besteht, kann der Versicherer dieses Vertrags 
sofort angesprochen werden. 
Die nach den genannten Bestimmungen aus dem vorliegenden Vertrag zu erbringende 
Leistung ist begrenzt auf die im vorliegenden Vertrag vereinbarten 
Entschädigungsgrenzen und Ersatzleistungen. Es gelten weiterhin die im vorliegenden Vertrag 
vereinbarten Selbstbeteiligungen, Wartezeiten und Versicherungsbedingungen nach Maßgabe der 
oben genannten Bestimmungen. 
Eine nach Antragsstellung bei dem Versicherer dieses Vertrags erfolgte Verringerung oder der 
Wegfall des Versicherungsschutzes aus der Fremdversicherung erhöht nicht die Leistung aus dieser 
Differenzdeckung. 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, endet der Versicherungsschutz aus der Differenzdeckung 
spätestens zu dem bei Antragstellung bei dem Versicherer dieses Vertrags angezeigten Ablauf der 
Fremdversicherung, längstens nach 15 Monaten. Ab diesem Termin besteht Versicherungsschutz im 
Rahmen und Umfang dieses Vertrags. Dies gilt auch bei einer vorzeitigen Vertragsbeendigung der 
Fremdversicherung, frühestens ab Kenntnis des Versicherers über die vorzeitige 
Vertragsbeendigung. Ab diesem Zeitpunkt wird der Beitrag im vollen Umfang fällig. 
  

Verzicht auf eine Beitragsanpassung 
Der Versicherer verzichtet für den Zeitraum von mindestens zwei Jahren ab Vertragsbeginn 
auf eine bedingungsgemäß zulässige Beitragsanpassung (z.B. § 8 AHB). 
Vorstehendes gilt nicht für Beitragserhöhungen auf Grund 
- einer einzelvertraglich schadenbedingten Sanierung 
- vorvertraglicher Anzeigepflichtverletzungen 
- Jahresmeldebogenabrechnungen für Haftpflichtversicherungen 
  

Verzicht auf das außerordentliche Kündigungsrecht 
Der Versicherer verzichtet auf sein außerordentliches Kündigungsrecht nach dem ersten 
Versicherungsfall gemäß § 92 VVG. Die Kündigung seitens des Versicherers ist somit nur 
zum Ablauf der Versicherungsperiode möglich. 
  
  

Anerkennung von der Höhe nach strittigen versicherten Schadenersatzansprüchen 
durch den Versicherungsnehmer  
Erkennt der Versicherungsnehmer, z.B. zur Erhaltung von Geschäftsbeziehungen, der Höhe nach 
strittige Schadenersatzforderungen an, beteiligt sich der Versicherer hieran bis zu einem Betrag von 
500 EUR. Der unstrittige Forderungsanteil bleibt unberücksichtigt, die Beteiligung des Versicherers 
erfolgt, nachdem der Versicherungsnehmer an den Anspruchsteller geleistet hat. 
 
 

Regressverzicht 
Verzichtet der Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles auf Rückgriffsansprüche 
gegen Dritte (einschließlich ggf. mitversicherte Unternehmen), so beeinträchtigt dies den 
Versicherungsschutz nicht, soweit weder der Dritte, noch eine Person, deren Verhalten sich der 
Versicherungsnehmer zurechnen lassen muss, vorsätzlich gehandelt hat. Diese 
Regressverzichtsregelung findet keine Anwendung für die Architekten-Haftpflichtversicherung. 
 
 

Vorsorge 
Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrags neu entstehen, sind im Rahmen des 
bestehenden Vertrags sofort versichert. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung 
des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb von 6 Monaten anzuzeigen. Die Aufforderung kann 
auch mit der Beitragsrechnung erfolgen. Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Anzeige, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wurde, so hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der Versicherung 
und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war. Der 
Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt 
eine Einigung über die Höhe des Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach 
Eingang der Anzeige nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko 
rückwirkend ab dessen Entstehung. Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer 
Entstehung bis zur Einigung auf den Betrag von 500.000 EUR für Personenschäden und 300.000 
EUR für Sachschäden begrenzt, sofern nicht im Versicherungsschein geringere 
Versicherungssummen festgesetzt sind. Die Regelung der Vorsorgeversicherung 



gilt nicht für Risiken  
a. aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit 
diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen; 
b. aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen; 
c. die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen; 
d. die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen von kurzfristigen 
Versicherungsverträgen zu versichern sind. 
 

Obliegenheitsverletzungen 
Bei Schäden durch Obliegenheitsverletzungen verzichtet der Versicherer bis zu einer 
Schadensumme in Höhe von 100.000 EUR auf den Abzug, darüber hinaus kürzt er bis zu einer 
Schadensumme in Höhe von 1 Mio. EUR um max. 20%. 
 

Rücktritt wegen Anzeigepflichtverletzung 
Wird anlässlich eines Versicherungsfalls festgestellt, dass eine vorvertragliche Anzeigepflicht grob 
fahrlässig verletzt wurde, verzichtet der Versicherer teilweise unter folgenden Voraussetzungen auf 
sein Recht, vom Vertrag zurückzutreten: 
a) die vorvertragliche Anzeigepflichtverletzung liegt länger als drei Jahre zurück oder 
b) die Schadenshöhe beträgt maximal 1.000 Euro. 
 

Rückwirkender Versicherungsbeginn 
Der Beginn des Vertrages darf, frei von bekannten Schäden und Verstößen maximal einen Monat in 
der Vergangenheit liegen. 
 

Versehensklausel 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch - abweichend 4.1.1 Satz 3 AHB - auf versehentlich 
nicht gemeldete, nach Beginn der Versicherung entstandene Risiken, die im Rahmen des 
versicherten Betriebes liegen und weder nach den Allgemeinen noch den Besonderen Bedingungen 
dieses Vertrages von der Versicherung ausgeschlossen sind. Der Versicherungsnehmer ist 
verpflichtet, sobald er sich des Versäumnisses bewusst geworden ist, unverzüglich die 
entsprechende Anzeige zu erstatten und den danach zu vereinbarenden Beitrag von Gefahreneintritt 
an zu entrichten. Eine versehentlich verspätete Abgabe der Schadenmeldung beeinträchtigt den 
Versicherungsschutz nicht.  
 
Für Betriebe des Bauhaupt- und Baunebengewerbes gilt zusätzlich:  
Ergänzend zu Ziffer 2.3.4 und 2.3.5 HA Bauwirtschaft gelten Schäden an Arbeitsgeräten 
mitversichert, die von nicht am Bau Tätigen gemietet werden, sofern die Mietdauer höchstens 3 
Monate beträgt. Ziffer 2.3.4 bzw. 2.3.5 Absatz 3 gilt gestrichen. 
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